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Italien streitet 
über die Zukunft 
der Bären
Heftige Diskussionen nach der 
tödlichen Attacke in Trentino

LUZI BERNET, ROM

Wenn bald die Ergebnisse einer DNA-
Analyse publiziert werden und die Iden-
tität jenes Bären einwandfrei feststeht, der 
am 5. April einen Jogger im norditalieni-
schen Caldes angefallen und tödlich ver-
letzt hat, darf das aggressive Tier nach 
einer entsprechenden Verfügung des Prä-
sidenten der autonomen Provinz Trentino 
abgeschossen werden. Abzuwarten bleibt 
allerdings noch, ob ein Rekurs der italie-
nischen Tierschutzvereinigung LVA gegen 
den Abschuss Erfolg hat.

Die Bärenattacke in Trentino – es ist 
der erste tödliche Angriff auf einen Men-
schen in Italien in jüngerer Vergangen-
heit – hat in Italien heftige Diskussio-
nen ausgelöst. Mit einem Brief hat sich 
am Montag die Mutter des Opfers an die 
Öffentlichkeit gewandt. Ihr Sohn sei ein 
«angekündigtes Opfer», schrieb sie an 
die Adresse der Behörden. Diese hät-
ten zu wenig getan, um die Bevölkerung 
vor der Gefahr durch die Bären zu schüt-
zen. Die Lokalzeitung «L’Adige» ihrerseits 
zitierte den bekannten Alpinisten Rein-
hold Messner mit den Worten: «Die Ko-
existenz mit Wölfen und Bären in einem 
kleinen, von Menschen bewohnten Gebiet 
wie dem unseren ist nicht mehr haltbar.» 
Die Anzahl der Tiere sei zu hoch gewor-
den, meinte Messner.

Tierschützer in der Kritik

Auch die Politik hat sich inzwischen zu 
Wort gemeldet und das italienische Um-
weltamt der Untätigkeit bezichtigt. Frü-
here Appelle der Provinzbehörden, ener-
gischer gegen die Raubtiere vorzugehen, 
seien vom Ministerium «ignoriert» wor-
den, sagten Vertreter der Lega den 
Medien. Alessia Ambrosi, eine Abgeord-
nete der regierenden Fratelli d’Italia, ging 
noch weiter und beschuldigte «Tierrechts-
extremisten und deren politische Kompli-
zen», keinen Respekt vor dem mensch-
lichen Leben und kein Herz zu haben.

Im Fokus der Kritik steht das Projekt 
«Life Ursus»: 1999 entschieden der Natur-
park Adamello-Brenta und die autonome 
Provinz Trentino in Zusammenarbeit mit 
dem Nationalen Wildtierinstitut und mit 
finanzieller Unterstützung der EU, zehn 
Jungbären aus Slowenien einzuführen 
und auszuwildern. Das Projekt wurde zu 
einem zahlenmässigen Erfolg: Die ausge-
setzten Tiere und ihre Jungen überlebten, 
gediehen prächtig und vermehrten sich. 
Seit 2015 hat sich die Zahl der Bären in 
der Region verdoppelt. Heute sollen rund 
hundert Tiere in der Gegend heimisch 
sein, so ganz genau weiss man das nicht.

Für die Behörden sind es auf jeden Fall 
zu viele. Sie wollen den Bestand drastisch 
reduzieren beziehungsweise die Bären in 
andere Regionen verlegen – verständ-
lich, angesichts des schlimmen Unglücks 
vom letzten Mittwoch. Doch es gibt auch 
Kreise, die vor einer Überreaktion war-
nen und auf die Erfahrungen im Natio-
nalpark in den Abruzzen verweisen, wo es 
zwischen Bären und Menschen bisher zu 
keinen Problemen gekommen ist.

Kommt der Anti-Bären-Spray?

«Woher wissen wir, dass es zu viele Bären 
sind?», fragte etwa der frühere Umwelt-
minister Sergio Costa. Es gebe nur Schät-
zungen. Costa erinnerte an ein nie reali-
siertes Projekt, mit dem man die Bären 
in Trentino zahlenmässig erfassen und sie 
mit Funkhalsbändern bestücken wollte. 
«Das Auftauchen von Bären könnte da-
mit von Fall zu Fall gemeldet werden.»

Auch Alberto Stoffella, der als Wild-
hüter im Projekt «Life Ursus» mitgear-
beitet hat, ist gegen übereilte Aktionen. Er 
schliesst nicht aus, dass die Aggressivität 
des Bären von Caldes genetisch bedingt 
sei. Wenn man einfach den Bestand redu-
ziere, riskiere man, die falschen Bären zu 
beseitigen. Es brauche genauere Kennt-
nisse der Population, sagt Stoffella, der im 
Übrigen dafür plädiert, bei akuter Gefahr 
einen stark dosierten Pfefferspray gegen 
Bären zu verwenden. Dieser habe sich in 
den USA als hochwirksam erwiesen. In 
Italien ist er verboten – noch.

So schneearm war es seit fünfzig Jahren nicht
Manche Regionen der Schweiz traf es besonders hart – andere konnten jedoch profitieren

JULIUS BAUMEISTER

Stillstehende Liftanlagen, grüne Hänge, 
über die sich dünne Streifen Kunstschnee 
ziehen. Die Bilder dieser Skisaison kennt 
mittlerweile jeder. Sie kursierten in den 
sozialen Netzwerken, in Zeitungen, im 
Fernsehen. Das WSL-Institut für Schnee 
und Lawinenforschung (SLF) bestä-
tigt nun, was in den vergangenen Mona-
ten mit blossem Auge zu erkennen war: 
Die Schweiz hat einen historisch schnee-
armen Winter erlebt.

In den vergangenen Monaten schneite 
es so wenig wie letztmals vor fünfzig Jah-
ren. In einzelnen, mittleren Lagen sogar 
so wenig wie nie zuvor. Viele Skigebiete 
konnten ihre Pisten deshalb erst spät öff-
nen – und mussten ihre Lifte frühzeitig 
abstellen. Doch nicht alle Skiliftbetreiber 
sind Verlierer.

Zu warm und zu trocken

Das SLF schreibt in seinem Winter-
bericht 2023 von einem «ausserordent-
lich schneearmen» Winter. In der gan-
zen Schweiz ist es demnach wärmer und 

trockener gewesen, als es normalerweise 
ist. Christine Pielmeier vom SLF sagt: 
Hauptursache für den Schneemangel 
sei zwar der fehlende Niederschlag, aber 
«die durch den Klimawandel bedingten 
wärmeren Temperaturen» verschärften 
die Situation. Die Folge: grüne Skihänge, 
fehlende Touristen.

Die Lagen oberhalb von 2000 Metern 
über Meer wurden erst im Novem-
ber und damit vergleichsweise spät von 
Schnee bedeckt. In mittleren Lagen – 
zwischen 1000 und 2000 Metern über 
Meer – schneite es wenig. Bergspitzen, 
Pisten und Lifte wurden hier nur zeit-
weise eingeschneit. In den tiefen Lagen 
bis 1000 Meter über Meer gab es im ver-
gangenen Winter kaum je eine geschlos-
sene Schneedecke. Die Gesamtschnee-
lage zwischen Mitte Februar und Mitte 
März sei in der Schweiz so schlecht 
wie noch nie seit Messbeginn gewesen, 
schreibt das Davoser Institut.

Die schlechte Schneelage in den tie-
feren Gebieten war für viele Betreiber 
problematisch. Besonders in den mitt-
leren Lagen werden in der Schweiz 
viele Liftanlagen betrieben. Hier ist 

man auf tiefe Temperaturen angewie-
sen, um wenigstens Kunstschnee pro-
duzieren zu können. Doch die Tempe-
raturen waren meistens zu hoch. Das 
Skigebiet Hoch-Ybrig, dessen Pisten auf 
1000 bis 1800 Metern liegen, konnte erst 
spät die ersten Lifte in Bewegung set-
zen. Schwankende Temperaturen setz-
ten dem Zustand der Pisten stark zu. 
Der Geschäftsleiter der Bergbahnen 
Hoch-Ybrig, Urs Keller, sagte der NZZ 
im März: Die Einbussen seien gross, die 
Saison unterdurchschnittlich.

Von den geringen Schneemassen in 
tiefen und mittleren Lagen könnte man 
in Arosa, Zermatt, Engelberg oder auf der 
Belalp profitiert haben. Hier stiegen die 
Temperaturen kaum über null Grad, die 
Beschneiung der Pisten war fortlaufend 
möglich. In Zermatt war man im vergan-
genen Monat mit dem Verlauf der Sai-
son «sehr zufrieden». Ob das auch da-
mit zusammenhängt, dass man von der 
Schneearmut in verschiedenen Konkur-
renzgebieten profitiert hat, liess die Zer-
matt Bergbahnen AG offen. «Eine Zu-
wanderung» von Gästen tiefer gelegener 
Skigebiete sei «nicht messbar».

Laut den Zahlen des Verbands der 
Schweizer Seilbahnen gingen die Besu-
cherzahlen in der gesamten Saison im 
Vergleich mit dem Vorjahr um 13 Pro-
zent zurück – jenes war allerdings eine 
Rekordsaison gewesen. Im tief gelegenen 
Jurabogen sank die Zahl der Gäste um 
76 Prozent. Im Wallis und in Graubün-
den um nur 6 beziehungsweise 9 Prozent.

Trotzdem viele Lawinen

Die hohen Temperaturen führten im Ver-
lauf des Winters nicht nur zu rückläufi-
gen Touristenzahlen. Sie sorgten auch für 
eine hohe Lawinengefahr. Die allermeis-
ten Lawinen lösten sich im März. Laut 
dem SLF lag dies zunächst an zunehmen-
den Sonnenstunden. Der Neuschnee, der 
im Verlauf des Märzes bei den Skilift-
betreibern für Hoffnung sorgte, erhöhte 
die Lawinengefahr noch einmal.

Mit den wieder steigenden Tempera-
turen und dem Regen lösten sich dann 
immer mehr durchnässte und schwere 
Schneefelder. Im Winter 2022/2023 
starben in der Schweiz 15 Personen bei 
Lawinenunglücken.

Entsorgt auf der Müllkippe
In Kanada werden indigene Frauen und Mädchen überdurchschnittlich oft Opfer von Gewalt

ELENA PANAGIOTIDIS

Linda Mary Beardy ist tot. Auf der 
Brady-Mülldeponie im kanadischen 
Winnipeg entdeckten Arbeiter Anfang 
der Woche den Leichnam der 33-jähri-
gen Mutter. Beardy war eine Angehö-
rige der Lake St. Martin First Nation, 
laut Medienberichten lebte sie seit eini-
ger Zeit in Winnipeg. Auf derselben De-
ponie, auf der Beardy entdeckt wurde, 
fand die Polizei im Juni letzten Jahres 
Leichenteile der 24-jährigen Rebecca 
Contois. Auch die Überreste von Tanya 
Nepinak, auch sie eine verschwundene 
First-Nation-Angehörige, werden dort 
vermutet. 

Polizei verweist auf Geldnot

Autochthone oder indigene Frauen 
werden in Kanada überdurchschnitt-
lich oft Opfer von Mord und Gewalt. 
Dagegen ist die Mordrate an nicht 
indigenen Frauen in den letzten Jah-
ren gesunken. Im vergangenen Jahr 
wurde Jeremy Skibicki verhaftet. Der 
mutmassliche Serienmörder soll vier 
indigene Frauen, unter ihnen Rebecca 
Contois und Morgan Harris, ermor-
det haben. Nach der Leiche von Mor-
gan Harris wird noch gesucht, sie wird 
auf einer weiteren Müllkippe in Winni-
peg vermutet. Die Polizei löste in der 
Öffentlichkeit Empörung aus, als sie 
erklärte, nicht genug Geld für die Su-
che nach Harris auf der Deponie zu 
haben. Die kanadische Bundesregie-
rung stellte daraufhin eine halbe Mil-
lion kanadische Dollar zur Verfügung 
für eine Machbarkeitsstudie zu einer 
Suche, deren Ergebnisse in den nächs-
ten Wochen erwartet werden.

Im Fall von Linda Mary Beardy 
glaubt die Polizei nicht, dass er im Zu-
sammenhang mit dem mutmasslichen 
Serienmörder Skibicki steht. Schliess-
lich wurde Beardys Leiche nur Stunden 
nachdem Müllautos ihre Container ent-
leert hatten, entdeckt. Doch der Fall löst 
Entsetzen aus und zeigt einmal mehr, 
wie gefährdet indigene Frauen sind.

Cambria Harris, die Tochter der 
ebenfalls ermordeten Morgan Harris, 
sagte dem «Guardian», sie sei untröst-
lich und wütend über den neusten grau-
samen Fund: «Es ist erschreckend, dass 
dies nicht das erste oder zweite Mal ist, 
dass die Überreste indigener Frauen 
auf dieser Deponie entsorgt wurden.» 
Cambria Harris und andere Angehö-
rige glauben, dass noch viele weitere 
verschwundene Frauen auf kanadi-
schen Müllkippen zu finden sind. Dass 
die Polizei die Mülldeponien zunächst 

nicht habe durchkämmen wollen und 
dies auch öffentlich kommuniziert habe, 
ermutige manche Menschen, schutz-
bedürftige Frauen auszunutzen: «Sie 
glauben, dass sie damit durchkommen, 
wenn sie die Leichen auf Mülldeponien 
entsorgen, von denen sie wissen, dass sie 
nicht durchsucht werden.»

Eine nationale Krise

In den sozialen Netzwerken wurde der 
Mord an Beardy ebenfalls mit Bestür-
zung und Wut aufgenommen. Nahanni 
Fontaine, eine Abgeordnete aus der 
Provinz Manitoba und die erste indi-
gene Frau, die in der Geschichte Kana-
das das Amt der Parlamentspräsiden-
tin innehatte, schrieb in Grossbuchsta-
ben auf Twitter: «Indigene Frauen sind 
kein Müll.» Zudem sagte sie Repor-
tern: «Das passiert immer und immer 
und immer wieder.» Fontaine sprach 
von einer «absoluten Missachtung des 
Lebens indigener Frauen». Andere Use-
rinnen schrieben, dass sie als indigene 
Frauen jeden Tag in Angst lebten. «Es 
ist eine nationale Krise, die nationales 
Handeln erfordert.»

In Kanada wurden mehr als tau-
send indigene Frauen ermordet oder 
sind verschwunden. Schwierige soziale 
Bedingungen machen sie zu einer be-
sonders gefährdeten Gruppe. Etwa 1,4 
Millionen Angehörige der First Nations 
leben in Kanada, viele unter prekä-
ren Bedingungen. Sie leiden stärker 
unter Armut und Drogensucht als an-
dere Kanadier. Ihre Lebenserwartung 
ist geringer. Bis in die 1990er Jahre 
wurden Zehntausende von indigenen 
Kindern ihren Eltern weggenommen 
und wuchsen stattdessen in kirchlichen 
Internaten – sogenannten Residential 
Schools – oder Pflegefamilien auf, da-
mit sie ihre Kultur vergessen sollten. 
Misshandlungen waren häufig. In den 
vergangenen Jahren wurden Hunderte 
von Kinderleichen in Massengräbern 
auf den Geländen ehemaliger Kloster-
internate entdeckt. Diese staatlichen 
Repressalien haben ganze Generatio-
nen traumatisiert.

Unter Premierminister Justin Tru-
deau wurde eine umfassende Unter-
suchung zu vermissten Frauen und 
Mädchen beschlossen. Die Ergeb-
nisse wurden 2019 im Bericht «Natio-

nal Inquiry into Missing and Murdered 
Indigenous Women and Girls (MMIW)» 
vorgestellt. Die Studie fordert weitrei-
chende Veränderungen auf allen Ebe-
nen der Gesellschaft, um die endemi-
sche Gewalt zu bekämpfen, von der 
indigene Frauen bedroht seien. Auto-
chthone Frauen würden in den Städ-
ten oft leichte Beute für Sexualstraf-
täter. Angehörigen, die sich an die Poli-
zei wendeten, werde oft mit Gleichgül-
tigkeit oder Rassismus begegnet.

«Tag des roten Kleides»

Das Bewusstsein für das Schicksal 
der verschwundenen indigenen Mäd-
chen und Frauen ist allerdings auch in 
Kanada gewachsen. So gibt es seit 2010 
den «Tag des roten Kleides». Die Kam-
pagne soll das Bewusstsein für Gewalt 
an indigenen Frauen schärfen. Und in 
der Serie «Taken» werden die Schick-
sale vermisster Frauen gezeigt, deren 
Familien werden interviewt, Exper-
ten, Strafverfolgungsbehörden, Politi-
ker kommen zu Wort. Zuschauer, die 
Hinweise haben, können diese anonym 
über eine Hotline melden.

In Kanada gibt es den Red Dress Day, der seit 2010 jährlich begangen wird. Die Kampagne soll das Bewusstsein für vermisste und 
ermordete indigene Frauen schärfen und das Gedenken an die Opfer fördern. SHANNON VANRAES / REUTERS 
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Die Schweiz 
spricht nicht 
nur Englisch
Firmen schreiben ihren Mitarbeitern zunehmend vor, auf 
Englisch zu kommunizieren. Für viele aus dem Ausland 
zugezogene Beschäftigte ist das bequem. Ein Gebot der 
Fairness wäre es, auch Kenntnisse der Landessprachen 
einzufordern. Von Dominik Feldges

An den Medienkonferenzen des Bundesrats wird 
Deutsch und Französisch gesprochen, deutlich sel-
tener auch Italienisch. Englisch gehört nicht dazu. 
Aber am 19. März, als die Landesregierung über die 
Zwangsfusion der Credit Suisse mit der UBS infor-
mierte, wurde eine Ausnahme gemacht. Die Bundes-
räte Karin Keller-Suter und Alain Berset beantwor-
teten an diesem Sonntag Fragen auch auf Englisch.

Dies sorgte prompt für Aufsehen. Die Tamedia-
Zeitungen kommentierten am Tag danach den unge-
wöhnlichen Vorgang mit den Worten: Der Entscheid 
zur Credit Suisse sei eben einer «von globaler Trag-
weite» gewesen. Und um in einem solchen Kontext 
optimal verstanden zu werden, müsse man halt auch 
auf Englisch kommunizieren. Der Bundesrat sieht 
sich zusammen mit der Bundesverwaltung schon län-
ger mit Forderungen konfrontiert, generell Mitteilun-
gen nicht nur in den Landessprachen, sondern auch 
auf Englisch zu veröffentlichen. So erreiche man am 
meisten Leute, denn Englisch sei nun einmal mit Ab-
stand die weltweit am meisten gesprochene Sprache. 

Der Druck wirkt sich bis in die Kantone und so-
gar bis zu den Behörden einzelner Gemeinden aus. 
Massgeblich dahinter stehen Kreise der Wirtschaft. 
Vor allem Grosskonzerne, aber auch manche spezia-
lisierte Kleinfirmen, die im ausgetrockneten Schwei-
zer Arbeitsmarkt kein Personal mehr finden, sehen 
sich gezwungen, in wachsender Zahl Mitarbeiter 
ohne Kenntnisse der hiesigen Landessprachen zu 
rekrutieren. Und sie möchten diesen Beschäftigten 
die Orientierung im Schweizer Alltag erleichtern.

Längst keine Exoten mehr 
In den Unternehmen selbst hat der Gebrauch der 
englischen Sprache nicht nur wegen der zunehmen-
den Zahl ausländischer Mitarbeiter, sondern auch 
aufgrund der wachsenden internationalen Vernet-
zung der Wirtschaft stark zugenommen. So gaben 
in einer Erhebung des Bundesamts für Statistik 
2020 rund 21 Prozent der Arbeitnehmer an, bei der 
Arbeit regelmässig Englisch zu benutzen.

2010 hatte der entsprechende Anteil erst 17 Pro-
zent betragen. Englisch wird damit bei der Arbeit in 
der Schweiz nicht mehr viel weniger häufig als Fran-
zösisch verwendet, dessen Anteil bei 29 Prozent lag. 
Die Befragten konnten maximal drei Sprachen nen-
nen. Obenaus schwangen das Schweizerdeutsche mit 
64 Prozent und das Hochdeutsche mit 34 Prozent.

Noch vor gut zwanzig Jahren galten Firmen, die in 
der Schweiz Englisch als Unternehmenssprache ein-
führten, als Exoten. Als einer der ersten Konzerne 
entschloss sich der Rückversicherer Swiss Re 1999 
zu diesem Schritt. Die Angestellten der Firma sind 
bis heute frei in dem Entscheid, ob sie Deutsch ler-
nen wollen oder nicht, auch wenn sie ihren Arbeits-
platz in Zürich haben. Es gebe «keinerlei Erwartun-
gen seitens der Swiss Re bezüglich der Erlernung der 
lokalen Sprache», betont man in der Konzernzentrale 
am Mythenquai.

Bei den beiden Basler Pharmakonzernen Roche 
und Novartis werden Englisch und Deutsch als 
Unternehmenssprachen eingesetzt. Dies gilt neuer-
dings auch im Stammwerk des Medikamentenher-
stellers Lonza in Visp. 2018 wurden die Beschäftig-
ten in dieser Fabrik, deren Belegschaft in den ver-
gangenen Jahren stark gewachsen ist, verpflichtet, 
neben Deutsch auch Englisch zu sprechen.

Im ländlichen Oberwallis gab diese Direktive 
natürlich zu reden: Man sei doch, hiess es verbrei-
tet, weit weg von englischsprachigen Metropolen 
wie London und New York. Und genüge es nicht, 
wenn im Wallis in Tourismuszentren wie Zermatt 
und Verbier Englisch gesprochen werde?

Während einheimische Mitarbeiter bei Lonza 
nun auch Englisch beherrschen müssen, gilt das 
Umgekehrte erstaunlicherweise nicht. Beschäf-
tigte, die aus dem Ausland zugezogen sind und 
kein Deutsch beherrschen, sind nicht verpflichtet, 
die Lokalsprache zu erlernen. Von derselben Nach-
sichtigkeit profitieren ausländische Mitarbeiter bei 
Roche und Novartis.

Obschon Firmen zunehmend englischsprachiges 
Personal beschäftigen, bilden Personen, die ledig-
lich Englisch als ihre Hauptsprache angeben, in 
der Schweiz noch immer eine kleine Minderheit. 
2020 machten sie lediglich 1,4 Prozent der ständi-
gen Wohnbevölkerung aus. Immerhin knapp 7 Pro-
zent umfassten indes die Einwohnerinnen und Ein-
wohner, die Englisch als ihre einzige oder eine von 
maximal drei Hauptsprachen nannten.

KI löst das Problem nicht
Zugleich bilden englischsprachige Personen vor 
allem in den grössten Schweizer Städten Zürich, 
Genf und Basel eine Bevölkerungsgruppe, die auch 
im Alltag zunehmend präsenter bzw. hörbarer wird. 
Bei manchen Einheimischen löst dies Irritationen 
aus. Sie fragen sich: Kann ich mich noch in der eige-
nen Sprache verständigen, oder muss ich mich Zu-
zügern aus dem Ausland anpassen?

Dabei dürfte es auch für Leute, die nur über rudi-
mentäre Englischkenntnisse verfügen, noch akzepta-
bel sein, wenn beispielsweise das Servicepersonal in 
einem Restaurant oder in einer Bar lediglich Englisch 
spricht. Die dafür notwendigen Vokabeln kann man 
zusammenkratzen. Kritischer wird es, wenn einen 
auch die Verkäuferin im Veloladen, der Coiffeur, die 
Zahnärztin oder gar der Psychiater nur noch auf Eng-
lisch anspricht. Solchen Fachpersonen seine Wünsche 
oder Nöte präzise zu erklären, kann selbst in der Mut-
tersprache eine Herausforderung sein.

Reden die Gesprächspartner aneinander vorbei, 
ist die Gefahr von Missverständnissen gross. Tech-
nische Hilfsmittel wie automatische Übersetzungs-
programme haben zwar das Potenzial, die Verstän-
digung zu erleichtern. Sie dürften aber noch eine 
Weile kein vollständiger Ersatz für den Erwerb 
von Fremdsprachenkenntnissen sein. So gesehen 

tragen Arbeitgeber weiterhin eine Verantwortung 
dafür, dass ihre Beschäftigten sich ausreichend in 
der Lokalsprache ausdrücken können.

Dies gilt besonders mit Blick auf Mitarbeiter, die 
an der Kundenfront aktiv sind. Aber die Unterneh-
men sollten auch von Beschäftigten, die an ihrem 
Arbeitsplatz ausschliesslich mit Englisch über die 
Runden kommen, in der Deutschschweiz Deutsch-, in 
der Romandie Französisch- und im Tessin Italienisch-
kenntnisse einfordern. Dabei dürfen sie sich ruhig 
auch an den Kosten von Sprachkursen beteiligen.

Wenn Mitarbeiter sich vermehrt Kenntnisse in 
der Lokalsprache aneignen und sich damit besser in 
der Schweiz integrieren, hilft das auch dem Image 
der einzelnen Firmen bzw. ganzer Branchen. Vor 
allem Banken, aber auch der Pharma- und der IT-
Sektor sehen sich wachsender Kritik ausgesetzt, 
Heerscharen von ausländischen Arbeitskräften zu 
beschäftigen, die sich kaum mit der hiesigen Kultur 
auseinandersetzen und anscheinend nur wegen des 
Geldes in die Schweiz gezogen sind.

Natürlich könnte man den Spiess auch umdre-
hen und einfach von den Schweizern verlangen, 
ihre Englischkenntnisse zu perfektionieren. Wer 
solches fordert, gibt sich indes Illusionen hin.

In der heutigen zunehmend global vernetzten 
Welt ist es zwar zweifellos von Vorteil, sich gut auf 
Englisch ausdrücken zu können. Und der Gebrauch 
der englischen Sprache nimmt in der Schweizer Be-
völkerung auch laufend zu. So gaben 2019 bereits 
fast drei Viertel der 15- bis 24-Jährigen an, Englisch 
regelmässig zu verwenden, während dies unter den 
55- bis 64-Jährigen nur bei gut einem Fünftel der 
Fall war. Doch bei allen Fortschritten sollten die 
Englischkenntnisse selbst der Jungen, die sich stark 
in den oft englischsprachigen sozialen Netzwerken 
bewegen oder dank Videospielen ihr Englisch auf-
bessern, nicht überschätzt werden.

Nicht selten bleibt es beim Aufschnappen einiger 
Redewendungen oder cooler Sprüche, die dann in 
sonst deutsche Konversationen eingeflochten wer-
den und eine Art Kauderwelsch erzeugen. Fehlerfrei 
und stilsicher E-Mails zu verfassen oder gar Verhand-
lungen auf Englisch zu führen, ist etwas anderes. Wer 
in solchen Gesprächen nicht sattelfest ist, riskiert, von 
der Gegenseite über den Tisch gezogen zu werden.

Für den Erwerb ausgefeilter Englischkenntnisse 
fehlt den meisten Schweizerinnen und Schweizern 
die Zeit. Auch haben nicht alle die Mittel, um auf 
eigene Kosten Kurse zu besuchen. Die Schweizer 
Volksschule ist ohnehin nicht in der Lage, im Eng-
lischunterricht breite Kreise auf ein hohes Niveau 
zu bringen. Im reich befrachteten Lehrplan fehlen 
dafür die Stunden, zumal auch noch Kenntnisse 
mindestens einer anderen Landessprache vermit-
telt werden müssen. Zudem halten sich auch die 
Englischkenntnisse vieler Schweizer Lehrpersonen 
in Grenzen.

Damit kann es für die Schweiz weiterhin nur 
heissen: Sie hat und pflegt in erster Linie ihre Lan-
dessprachen. Englisch ist «nice to have».

Während einheimische  
Mitarbeiter bei Lonza nun 
auch Englisch beherrschen 
müssen, gilt das Umgekehrte 
erstaunlicherweise nicht.


